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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Modernisierung des Personenbeförderungsrechts

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 216. Sitzung am 5. März 2021 aufgrund der 

Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für Verkehr und digitale 

Infrastruktur – Drucksache 19/27288 – den von den Fraktionen der CDU/CSU und 

SPD eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Personenbeförderungsrechts

– Drucksache 19/26175 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 26.03.21 

Initiativgesetz des Bundestages

juris Lex QS
01062024 ()



1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe a wird aufgehoben. 

bb) Die Buchstaben b und c werden die Buchstaben a und b. 

cc) Folgender Buchstabe c wird angefügt: 

‚c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Den Vorschriften dieses Gesetzes unterliegt außerdem die Vermittlung 

von Beförderungen gemäß Absatz 1. Vermittlung im Sinne von Satz 1 ist die 

Tätigkeit von Betreibern von Mobilitätsplattformen, deren Hauptgeschäftszweck 

auf den Abschluss eines Vertrages über eine gemäß § 2 genehmigungspflichtige 

Beförderung ausgerichtet ist, und die nicht selbst Beförderer nach Absatz 1 Satz 1 

sind.“ ‘ 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

,2. Nach § 1 wird folgender § 1a eingefügt: 

„§ 1a 

Klimaschutz und Nachhaltigkeit 

Bei Anwendung dieses Gesetzes sind die Ziele des Klimaschutzes und der 

Nachhaltigkeit zu berücksichtigen.“ ‘  

c) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Buchstabe b wird folgender Buchstabe c eingefügt: 

‚c) Nach Absatz 1a wird folgender Absatz 1b eingefügt: 

„(1b) Wer im Sinne des § 1 Absatz 3 eine Beförderung vermittelt, muss nicht 

im Besitz einer Genehmigung sein. Er ist Vermittler im Sinne dieses Gesetzes.“ ‘ 

bb) Der bisherige Buchstabe c wird Buchstabe d.  

d) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

‚4. Nach § 3 werden die folgenden §§ 3a bis 3c eingefügt:

„§ 3a 

Bereitstellung von Mobilitätsdaten 

(1) Der Unternehmer und der Vermittler sind verpflichtet, die folgenden 

statischen und dynamischen Daten sowie die entsprechenden Metadaten, die im 

Zusammenhang mit der Beförderung von Personen im Linienverkehr nach den §§ 42, 

42a und § 44 sowie im Gelegenheitsverkehr nach den §§ 47, 49 und 50 entstehen, 

nach Maßgabe der nach § 57 Absatz 1 Nummer 12 zu erlassenden Rechtsverordnung 
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über den Nationalen Zugangspunkt nach § 2 Nummer 11 des Intelligente Verkehrs-

systeme Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1553), das zuletzt durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 17. Juni 2017 (BGBl. I S. 2690) geändert worden ist, bereitzustellen:  

1. Daten im Zusammenhang mit der Beförderung von Personen im Linienverkehr: 

a) Name und Kontaktdaten des Anbieters, Fahrpläne, Routen, Preise oder 

Tarifstruktur, Buchungs- und Bezahlmöglichkeiten sowie Daten zur 

Barrierefreiheit und zum Umweltstandard der eingesetzten Fahrzeuge  

b) Ausfälle, Störungen sowie Verspätungen und die voraussichtliche Abfahrts- 

und Ankunftszeit sowie die tatsächliche oder prognostizierte Auslastung des 

Verkehrsmittels; 

c) Bahnhöfe, Haltestellen und andere Zugangsknoten sowie Daten zu deren 

Barrierefreiheit; hierunter fallen auch Daten zur vorhandenen Infrastruktur 

an den Zugangsknoten wie Plattformen, Verkaufsstellen, Treppenhäuser, 

Rolltreppen und Aufzüge sowie 

d) aktueller Betriebsstatus der unter Buchstabe c genannten Zugangsknoten und 

der dort vorhandenen Infrastruktur; 

2. Daten im Zusammenhang mit der Beförderung von Personen im 

Gelegenheitsverkehr: 

a) Name und Kontaktdaten des Anbieters, Bediengebiet und -zeiten, Standorte 

und Stationen einschließlich ihrer Anzahl, Preise, Buchungs- und 

Bezahlmöglichkeiten, Daten zur Barrierefreiheit sowie zum Umweltstandard 

der eingesetzten Fahrzeuge; 

b) Daten zur Verfügbarkeit von Fahrzeugen an Stationen und im Verkehr 

inklusive deren Auslastung in Echtzeit sowie Daten zu den tatsächlich 

abgerechneten Kosten.  

(2) Die Bereitstellung der in Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und c sowie in 

Nummer 2 Buchstabe a genannten Daten hat einmalig zu erfolgen. Die Bereitstellung 

der in Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b und d und Nummer 2 Buchstabe b genannten 

Daten hat fortlaufend in Echtzeit zu erfolgen. Die Daten sind in einem maschinenles-

baren Format bereitzustellen. Näheres bestimmt die nach § 57 Absatz 1 Nummer 12 

zu erlassende Rechtsverordnung. Unternehmer und Vermittler müssen die in 

Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und c und Nummer 2 Buchstabe a genannten Daten 

aktualisieren, soweit sich in ihrem Geschäftsbetrieb Änderungen ergeben.  

(3) Natürliche oder juristische Personen, die als Einzelunternehmer firmieren, 

sind von der Bereitstellungspflicht nach Absatz 1 ausgenommen. Die freiwillige 

Bereitstellung von Daten nach Absatz 1 bleibt hiervon unberührt. 

(4) Unternehmer und Vermittler können sich bei der Erfüllung ihrer 

Bereitstellungspflicht eines Erfüllungsgehilfen bedienen. 
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(5) Stehen für die nach Absatz 1 Nummer 1 bereitzustellenden Daten auf 

Länderebene Systeme zur Verfügung, die dem Zweck der landeseinheitlichen 

Zusammenführung von Daten dienen, so sind die Daten vorrangig an diese Systeme 

zu liefern. Die Landessysteme garantieren, dass die bereitgestellten Daten und 

Metadaten umgehend an den Nationalen Zugangspunkt weitergeleitet werden. 

Dynamische Daten sind in Echtzeit weiterzuleiten. Hierzu müssen die Landessysteme 

mit dem Nationalen Zugangspunkt über eine funktionsfähige Schnittstelle verbunden 

sein. Die technischen Vorgaben des Nationalen Zugangspunktes sind einzuhalten.  

§ 3b  

Datenverarbeitung 

(1) Der Nationale Zugangspunkt ist befugt, die Daten nach § 3a Absatz 1 zu 

erheben, zu speichern, zu verwenden und auf Anfrage nach Maßgabe der nach § 57 

Absatz 1 Nummer 12 zu erlassenden Rechtsverordnung an die folgenden Empfänger 

zu übermitteln: 

1. Daten im Sinne von § 3a Absatz 1 Nummer 1 Buchstaben a und c und Nummer 2 

Buchstabe a an Behörden nach § 8 Absatz 3 sowie den §§ 11 und 29 zur 

Überprüfung von Maßgaben nach den §§ 40, 41, 49 Absatz 4, 50 Absatz 3 und 4 

sowie den §§ 51 und 51a und Daten nach § 3a Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b 

an Behörden nach den §§ 8 Absatz 3 und 11 zur Überwachung von Maßgaben 

nach § 49 Absatz 4, § 50 Absatz 3 und 4 sowie zur Überwachung von Maßgaben 

nach § 51a Absatz 1, 2 und 4; 

2. Daten im Sinne von § 3a Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und c und Nummer 2 

Buchstabe a sowie Daten im Sinne von § 3a Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b in 

anonymisierter Form an Länder, Behörden nach § 8 Absatz 3 und Kommunen zur 

Durchführung von Verkehrsuntersuchungen, zur Ausgestaltung von Maßnahmen 

zur effizienten Verkehrsplanung und Verkehrslenkung oder zur Durchführung 

von Maßnahmen im Bereich des Klimaschutzes oder zur Fortentwicklung der 

Barrierefreiheit nach § 50 Absatz 3, den §§ 64b und 64c; 

3. Daten im Sinne von § 3a Absatz 1 Nummer 1 und 2 an Dritte zur Erbringung 

bedarfsgesteuerter Mobilitätsdienstleistungen oder multimodaler Reise-

informationsdienste für Endnutzer nach Artikel 2 Nummer 12 der Delegierten 

Verordnung (EU) 2017/1926 der Kommission vom 31. Mai 2017 zur Ergänzung 

der Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

hinsichtlich der Bereitstellung EU-weiter multimodaler Reiseinformationsdienste 

(ABl. L 272 vom 21.10.2017, S. 1, L 125 vom 14.5.2019, S. 24); Daten nach § 3a 

Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b dürfen vom Nationalen Zugangspunkt nicht 

übermittelt werden, wenn er Kenntnis davon erlangt, dass auf Grund der 

besonderen Umstände des Einzelfalls die Gefahr besteht, dass mit diesen Daten 

Bewegungen oder Standorte individualisierbarer Personen nachvollzogen werden 

können und diese Personen nicht in die Übermittlung eingewilligt haben;
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4. Daten im Sinne von § 3a Absatz 1 Nummer 1 und Nummer 2 Buchstabe a an das 

Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur zur Erfüllung seiner 

Aufgaben, insbesondere seiner Berichtspflichten nach § 66, sowie zur 

Fortentwicklung von Maßnahmen im Zusammenhang mit der Entwicklung 

intelligenter Verkehrssysteme nach § 4 des Intelligente Verkehrssysteme Gesetzes 

sowie zur Erfüllung der Berichtspflicht aus Artikel 10 Absatz 2 der Delegierten 

Verordnung (EU) 2017/1926; 

5. Daten im Sinne von § 3a Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a, b und c an das 

Statistische Bundesamt und die jeweiligen Landesämter für Statistik zur 

Erfüllung von Aufgaben nach § 1 Nummer 7 des Verkehrsstatistikgesetzes. 

(2) Der Nationale Zugangspunkt darf Daten nach § 3a Absatz 1 in anonymisierter 

Form ferner zur Verfügung stellen 

1. den Bundesministerien für eigene oder in deren Auftrag durchzuführende 

wissenschaftliche Studien sowie  

2. den Ländern und Kommunen für hoheitliche Zwecke, wie etwa die 

Verkehrslenkungen oder den Klimaschutz,  

wenn die Daten zur Erreichung dieser Zwecke erforderlich sind. Die Bundes-

ministerien dürfen die nach Satz 1 erhaltenen Daten auch Dritten zur Durchführung 

wissenschaftlicher Studien zur Verfügung stellen, wenn die Dritten ihnen gegenüber 

die Fachkunde nachgewiesen und die vertrauliche Behandlung der Daten zugesichert 

haben.

(3) Behörden nach § 8 Absatz 3 sowie den §§ 11 und 29 sind befugt, 

1. Daten nach § 3a Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und c sowie Nummer 2 

Buchstabe a zu erheben, zu speichern und zu verwenden, soweit dies zur 

Überprüfung von Maßgaben nach den §§ 40, 41, 49 Absatz 4, § 50 Absatz 3 und 4 

sowie den §§ 51 und 51a erforderlich ist, und 

2. Daten nach § 3a Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b zu erheben, zu speichern und 

zu verwenden, soweit dies zur Überwachung von Maßgaben nach § 49 Absatz 4, 

§ 50 Absatz 3 und 4 sowie § 51a Absatz 4 erforderlich ist.  

(4) Erbringer bedarfsgesteuerter Mobilitätsdienstleistungen oder multimodaler 

Reiseinformationsdienste für Endnutzer nach Artikel 2 Nummer 12 der Delegierten 

Verordnung (EU) 2017/1926 sind befugt, Daten nach § 3a Absatz 1 zu erheben, zu 

speichern und zu verwenden, soweit dies zur Erbringung ihrer Dienste gegenüber 

Endnutzern erforderlich ist. 

(5) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur ist befugt, 

Daten nach § 3a Absatz 1 Nummer 1 und Nummer 2 Buchstabe a zu erheben, zu 

speichern und zu verwenden, soweit dies jeweils erforderlich ist  

1. zur Erfüllung der Berichtspflichten nach § 66,
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2. zur Fortentwicklung von Maßnahmen im Zusammenhang mit der Entwicklung 

intelligenter Verkehrssysteme nach § 4 des Intelligente Verkehrssysteme Gesetzes 

oder  

3. zur Erfüllung der Berichtspflicht aus Artikel 10 Absatz 2 der Delegierten 

Verordnung (EU) 2017/1926. 

(6) Das Statistische Bundesamt und die Landesämter für Statistik sind befugt, 

Daten nach § 3a Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a, b und c zu erheben, zu speichern 

und zu verwenden, soweit dies zur Erstellung der Personenverkehrsstatistik nach § 1 

Nummer 7 des Verkehrsstatistikgesetzes erforderlich ist. 

§ 3c 

Datenlöschung 

(1) Der Nationale Zugangspunkt und Behörden nach § 8 Absatz 3 sowie den 

§§ 11 und 29 haben personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, wenn sie für 

die in § 3b Absatz 1 oder 3 genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind, 

spätestens jedoch 

1. sobald der jeweilige Empfänger 

a) im Fall von Adressdaten des Unternehmers Kenntnis über den Widerruf, die 

Rücknahme oder das Erlöschen der Genehmigung oder über den Ablauf der 

Geltungsdauer erlangt hat, 

b) im Fall von Adressdaten des Vermittlers Kenntnis über die Geschäftsaufgabe 

erlangt hat und  

2. im Fall von Daten nach § 3a Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b, soweit die Daten 

nicht durch Überschreiben gelöscht wurden, drei Monate nach deren 

Übermittlung.  

Der Nationale Zugangspunkt hat dynamische Daten nach § 3 a Absatz 1 

Nummer 2 Buchstabe b, bei denen er davon Kenntnis erlangt, dass auf Grund der 

besonderen Umstände des Einzelfalls die Gefahr besteht, dass mit diesen Daten 

Bewegungen und Standorte individualisierbarer Personen nachvollzogen werden 

können und diese Personen nicht in die Übermittlung eingewilligt haben, 

unverzüglich zu löschen. 

(2) Erbringer bedarfsgesteuerter Mobilitätsdienstleistungen oder multimodaler 

Reiseinformationsdienste für Endnutzer nach Artikel 2 Nummer 12 der Delegierten 

Verordnung (EU) 2017/1926 haben personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, 

wenn sie für die in § 3b Absatz 4 genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind, 

spätestens jedoch, wenn 

1. im Fall von Adressdaten des Unternehmers Kenntnis über den Widerruf, die 

Rücknahme oder das Erlöschen der Genehmigung oder über den Ablauf der 

Geltungsdauer erlangt wurde, 
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2. im Fall von Adressdaten des Vermittlers Kenntnis über die Geschäftsaufgabe 

erlangt wurde, 

3. im Fall von Daten nach § 3a Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b eine 

Reiseinformation an Endnutzer übermittelt wurde oder 

4. ihnen durch den Nationalen Zugangspunkt die Zulassung zur Datenverarbeitung 

entzogen wurde. 

(3) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur hat 

personenbezogenen Daten zu löschen, wenn diese nicht mehr für die in § 3b Absatz 5 

genannten Zwecke erforderlich sind, spätestens jedoch  

1. ein Jahr nach Erfüllung der jeweiligen Berichtspflicht oder  

2. ein Jahr nach Inkrafttreten einer Maßnahme nach § 4 des Intelligente 

Verkehrssysteme Gesetzes. 

(4) Das Statistische Bundesamt und die Landesämter für Statistik haben 

personenbezogene Daten zu löschen, wenn diese nicht mehr für die in § 3b Absatz 6 

genannten Zwecke erforderlich sind, spätestens jedoch ein Jahr nach Erstellung der 

jeweiligen Statistik.“ ‘ 

e) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 4a eingefügt: 

‚4a. § 5 wird wie folgt gefasst: 

„§ 5 

Dokumente

Genehmigungen, einstweilige Erlaubnisse und Bescheinigungen oder deren 

Widerruf nach diesem Gesetz oder nach einer auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 

Rechtsverordnung oder Allgemeinen Verwaltungsvorschrift sind schriftlich oder in 

elektronischer Form mit einer dauerhaft überprüfbaren Signatur nach § 37 Absatz 4 

des Verwaltungsverfahrensgesetzes zu erteilen.“ ‘ 

f) Nummer 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a werden die Wörter „und umweltverträglichen“ durch die Wörter „den 

Grundsätzen des Klimaschutzes und der Nachhaltigkeit entsprechenden“ ersetzt. 

bb) In Buchstabe b wird das Wort „umweltverträglichen“ durch die Wörter „den 

Klimaschutz und die Nachhaltigkeit“ ersetzt. 

g) Nummer 9 wird wie folgt geändert:  

aa) Der Satzteil vor Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

„§ 12 wird wie folgt geändert:“. 

bb) Dem Buchstaben a wird folgender Buchstabe a vorangestellt: 

„a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:“. 
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cc) Der bisherige Buchstabe a wird Doppelbuchstabe aa. 

dd) Die bisherigen Doppelbuchstaben aa bis cc werden die Dreifachbuchstaben aaa bis 

ccc. 

ee) Nach Dreifachbuchstabe ccc wird folgender Doppelbuchstabe bb eingefügt: 

‚bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung sowie die dafür notwendigen 

Dokumente können in elektronischer Form eingereicht werden.“ ‘ 

ff) Folgender Buchstabe b wird angefügt: 

‚b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei einem Personenfernverkehr kann sie geeignete Unterlagen verlangen, aus 

denen sich ergibt, dass die zuständigen Stellen vor Ort den beantragten 

Haltestellen zugestimmt haben.“ ‘ 

h) In Nummer 10 wird nach § 13 Absatz 5a folgender Absatz 5b eingefügt: 

„(5b) Beim Verkehr mit Taxen, Mietwagen sowie beim gebündelten Bedarfsverkehr 

kann die Genehmigung versagt werden, wenn die mit dem Verkehr beantragten Fahrzeuge 

nicht die Anforderungen der Emissionsvorgaben im Sinne von § 64b erfüllen. Beim 

Verkehr mit Taxen und im gebündelten Bedarfsverkehr kann die Genehmigung darüber 

hinaus versagt werden, wenn die mit dem Verkehr beantragten Fahrzeuge nicht die 

Vorgaben zur Barrierefreiheit im Sinne von § 64c erfüllen.“ 

i) Nummer 12 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Satzteil vor Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

„§ 17 wird wie folgt geändert:“. 

bb) Dem Buchstaben a wird folgender Buchstabe a vorangestellt: 

„a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:“. 

cc) Die bisherigen Buchstaben a und b werden die Doppelbuchstaben aa und bb. 

dd) Nach Doppelbuchstabe bb wird folgender Buchstabe b angefügt: 

‚b) In § 17 Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Gemeinschaftslizenz“ die Wörter 

„schriftlich oder in elektronischer Form“ eingefügt.‘ 

j) Nach Nummer 15 wird folgende Nummer 15a eingefügt: 

‚15a. In § 28 Absatz 1a Satz 4 wird das Wort „Dienstleitungen“ durch das Wort 

„Dienstleistungen“ ersetzt.‘ 

k) Nach Nummer 18 wird folgende Nummer 18a eingefügt: 

,18a. In § 41 Absatz 1 wird die Angabe „§§ 28 bis 30“ durch die Angabe „§§ 28 bis 30a“ 

ersetzt.‘ 

l) In Nummer 21 wird § 44 Satz 3 wie folgt gefasst: 
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„Für Beförderungen im Linienbedarfsverkehr können Zuschläge nur nach Maßgabe von 

Satz 2 erhoben werden.“ 

m) Nach Nummer 25 Buchstabe a Doppelbuchstabe ee wird folgender Doppelbuchstabe ff 

eingefügt: 

ff) Nach Satz 6 wird folgender Satz eingefügt: 

„In Städten mit mehr als 100.000 Einwohnern kann die Genehmigungsbehörde zum 

Schutz der öffentlichen Verkehrsinteressen die in ihrem Bezirk geltenden Regelungen 

für den gebündelten Bedarfsverkehr auch auf den in ihrem Bezirk betriebenen Verkehr 

mit Mietwagen anwenden, wenn per App vermittelter Verkehr mit Mietwagen einen 

Marktanteil von 25 Prozent am Fahrtaufkommen im Gelegenheitsverkehr mit Taxen, 

Mietwagen und gebündeltem Bedarfsverkehr überschreitet.“ 

n) Nummer 26 § 50 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 3 Satz 3 werden nach dem Wort „führt“ die Wörter „gemeinsam mit der 

Genehmigungsbehörde“ eingefügt sowie die Wörter „die Umweltverträglichkeit“ 

durch die Wörter „auf Klimaschutz und Nachhaltigkeit“ ersetzt. 

bb) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Bündelungsquote“ ein Komma und die 

Wörter „Barrierefreiheit und Emissionsvorgaben“ eingefügt. 

bbb) In Satz 2 Nummer 2 wird nach dem Wort „Abstellort“ ein Komma eingefügt 

und wird das Wort „sowie“ gestrichen. 

ccc) In Satz 2 Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt und 

werden die folgenden Nummern 4 und 5 angefügt: 

„4. Vorgaben zur Barrierefreiheit sowie 

5. Emissionsstandards von Fahrzeugen und den Einsatz lokal emissionsfreier 

Fahrzeuge.“ 

ddd) In Satz 3 werden nach dem Wort „Sozialstandards“ die Wörter „, wie zum 

Beispiel Regelungen zu Arbeitszeiten, Entlohnung und Pausen,“ eingefügt. 

o) Nummer 27 § 51 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Satz 2 Nummer 1 werden nach dem Wort „Zeitpreise“ die Wörter „sowie 

Festpreise für bestimmte Wegstrecken“ eingefügt. 

bbb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Für Fahrten auf vorherige Bestellung können Festpreise bestimmt oder 

Regelungen über Mindest- und Höchstpreise getroffen werden, innerhalb derer 

das Beförderungsentgelt vor Fahrtantritt frei zu vereinbaren ist.“ 
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p) Nummer 28 § 51a Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Genehmigungsbehörde kann zum Schutz der öffentlichen Verkehrsinteressen 

für den Verkehr mit Mietwagen, der in ihrem Bezirk betrieben wird, tarifbezogene 

Regelungen, insbesondere Mindestbeförderungsentgelte festlegen.“ 

q) Der Nummer 33 § 64c Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Maßgaben des § 35a Absatz 4a der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung vom 26. 

April 2012 (BGBl. I S. 679), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 26. November 

2019 (BGBl. I S. 2015) geändert worden ist, an barrierefreie Fahrzeuge finden 

Anwendung.“ 

r) In Nummer 35 werden in § 66 Absatz 2 Satz 1 die Wörter „die Umweltverträglichkeit“ 

durch die Wörter „Klimaschutz und Nachhaltigkeit“ ersetzt.  

2. Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

‚a) Absatz 4 Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. – falls die Erlaubnis für Taxen, Mietwagen und den gebündelten Bedarfsverkehr 

gelten soll – einen Nachweis der Fachkunde vorlegt. Der Nachweis kann durch eine 

Bescheinigung einer geeigneten Stelle geführt werden. Die geeignete Stelle wird 

durch die für das Personenbeförderungsgesetz zuständige oberste Landesbehörde 

oder die nach Landesrecht bestimmten Stellen bestimmt.“ ‘

3. Artikel 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 § 28 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „zugelassenen“ durch das Wort 

„konformitätsbewerteten“ ersetzt. 

b) In Nummer 5 § 30 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „zugelassenen“ durch das Wort 

„konformitätsbewerteten“ ersetzt.

4. Nach Artikel 5 wird folgender Artikel 5a eingefügt: 

‚Artikel 5a 

Änderung der Verordnung über die Allgemeinen Beförderungsbedingungen für den 

Straßenbahn- und Obusverkehr sowie den Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen

Dem § 7 der  Verordnung über die Allgemeinen Beförderungsbedingungen für den 

Straßenbahn- und Obusverkehr sowie den Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen vom 27. Februar 

1970 (BGBl. I S. 230), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. Mai 2015 (BGBl. I 

S. 782) geändert worden ist, wird folgender Absatz angefügt:  

„(4) Die besonderen Beförderungsbedingungen können vorsehen, dass das 

Verkehrsunternehmen nicht verpflichtet ist, an der Haltestelle oder im Fahrzeug einen 

Fahrausweiserwerb mit Bargeld zu ermöglichen, sofern auf andere Weise ein 

Fahrausweiserwerb angeboten wird.“ ‘ 
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5. Artikel 7 wird wie folgt gefasst: 

„Artikel 7 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am … [einsetzen: Datum des 

ersten Tages des vierten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] in Kraft. 

(2) In Artikel 1 tritt § 3a Absatz 1 

1.  Nummer 1 Buchstabe a am … [einsetzen: Datum des ersten Tages des fünften auf die 

Verkündung folgenden Kalendermonats] in Kraft; 

2.  Nummer 1 Buchstabe c und Nummer 2 Buchstabe a am 1. Januar 2022 in Kraft; 

3.  Nummer 1 Buchstabe b und Buchstabe d sowie Nummer 2 Buchstabe b am 1. Juli 2022 in 

Kraft. 

(3) Die Artikel 4, 5 und 5a treten am … [einsetzen: Datum des zweiten Tages des vierten 

auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] in Kraft.“ 
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